Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 4430 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 26. Juni 1969 
am Freitag, dem 27. Juni 1969 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 


1. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Welchen Umfang hat in der letzten Zeit die 
vormilitärische Erziehung und Ausbildung 
— auch im Bereich der Kinderorganisationen, 
der Schuljugend, der Universitäten und der 
„Gesellschaft für Sport und Technik" — im 
Bereich des SED-Staates angenommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


2. Abgeordneter 

Dr. Wuermeling 

Warum hat die Bundesregierung ihre Finanz- 
planung, nach der allein die Kriegsopferrenten 
vier Jahre und die Kindergeldsätze acht Jahre 
von jeder Anpassung an die Einkommens ent- 
wicklung ausgeschlossen bleiben sollten, durch 
Anordnung des Bundeskanzlers nur bezüglich 
der Kriegsopferrenten geändert, nicht aber be- 
züglich der Kindergeldsätze, obschon die letz- 
teren seit dem 1. Januar 1964 schon drei Jahre 
länger stagnieren, als die Kriegsopferrenten 
(seit 1. Januar 1967)? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

3. Abgeordneter 

Dr. Wuermeling 

Warum hat der Bundeskanzler der einstimmig 
beschlossenen Aufforderung des Deutschen 
Bundestages vom 28. März 1969, „bei der 
Fortschreibung der mehrjährigen Finanzpla- 
nung des Bundes sicher zu stellen, daß die bis- 
her erst für 1972 vorgesehene Verbesserung 
des Kindergeldes schon im Laufe des Jahres 
1970 wirksam werden kann", nicht ebenso ent- 
sprochen, wie dies bezüglich der Kriegsopfer- 
renten geschehen ist? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

4. Abgeordneter 

Dr. Wuermeling 

Welche Argumente kann die Bundesregierung , 
der Behauptung entgegensetzen, die von ihr 
proklamierte gleichmäßige Beteiligung aller 
Schichten unseres Volkes am wirtschaftlichen 
Fortschritt werde allein unseren kinderreichen 
Familien verweigert, weil diese nicht über ge- 
nügend starke Organisationen verfügen, um 
wenigstens die Gleichberechtigung der grund- 
gesetzlich unter den besonderen Schutz des 
Staates gestellten Familien durchzusetzen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftlidie Forschung 


5. Abgeordneter 
Moersch 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Streik 
der rund 2 000 Forscher und Techniker des 
Euratom-Kernforschungszentrums in Ispra? 


6. Abgeordneter Hält die Bundesregierung ihre Befürchtung 
Moersch der Einschränkung der gemeinsamen For- 

schung in der europäischen Atomgemeinschaft 
jetzt für begründet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


7. Abgeordneter 
Fellermaier 


8. Abgeordneter 
Fellermaier 


9. Abgeordneter 
Rollmann 


10. Abgeordneter 
Kubitza 


11. Abgeordneter 
Kubitza 


12. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 


Bis zu welchem Zeitpunkt ist das Raumord- 
nungsverfahren zwischen Ulm und Würzburg 
für die neue Autobahnstrecke abgeschlossen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß, 
eine weitere Auseinandersetzung um die Li- 
nienführung zwischen den Ländern Baden- 
Württemberg und Bayern zu erheblichen Pla- 
nungs- und damit Bauverzögerungen führen 
wird? 

Entspricht es der Jugend- und Familienpolitik 
der Bundesregierung, daß bei der Deutschen 
Bundesbahn die Kinderaltersgrenzen auf das 
10. Lebensjahr, bei den Eisenbahnverwaltun- 
gen der Schweiz dagegen auf das 16. Lebens- 
jahr, Österreichs und Norwegens auf das 15. 
Lebensjahr, Großbritanniens und Italiens auf 
das 14. Lebensjahr und aller übrigen europäi- 
schen Länder auf das 12. Lebensjahr festge- 
setzt sind? 

Worauf stützt der Bundesverkehrsminister 
seine dem Deutschen Bundesjugendring mitge- 
teilte Erkenntnis, daß Personen über 21 Jahren 
nur vereinzelt an der Jugendarbeit beteiligt 
sind? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß, 
wenn durch den Bundesjugendplan und durch 
das Jugendwohlfahrtsgesetz eine Förderung 
der Jugendarbeit bis zum 25. Lebensjahr (nach 
den Vorschriften des Mehrwertsteuergesetzes 
sogar bis zum 27. Lebensjahr) möglich ist und 
praktiziert wird, auch für Jugendpflegefahrten 
bei der Deutschen Bundesbahn eine entspre- 
chende Altersgrenze möglich und wünschens- 
wert sein müßte? 

Ist die Bimdesregierung bereit, den Elbe-Lü- 
beck-Kanal so auszubauen, daß der Europa- 
Kahn (1 300 t) auf ihm fahren kann? 
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13. Abgeordneter Welchen Vorrang gibt die Bundesregierung 

Baron dem Bau dieses Kanals, der entscheidende Be- 

von Wrangel deutung für das Zonenrandgebiet hat? 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dieses Projekt 

Baron unter Berücksichtigung der in Fragen 12 und 13 

von Wrangel genannten Anliegen mit Vorrang zu behan- 
deln, um die Infrastruktur in diesem Raum 
entscheidend zu verbessern? 

15. Abgeordneter Wie wird die im Ordnungswidrigkeitengesetz 

Strohmayr vorgesehene „Sicherheitsleistung" im nunmehr 

angelaufenen Ferienreiseverkehr insbesondere 
bei ausländischen Bußgeldkandidaten gehand- 
habt? 

16. Abgeordneter Machen die Polizisten von der Pfändungsmög- 

Strohmayr lidikeit nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz 

Gebrauch? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


17. Abgeordneter Trifft es zu, daß Funkanlagen im Dienste der 

Picard Polizei und des Bundesgrenzschutzes zwar an- 

zumelden aber gebührenfrei sind, während 
Funkanlagen der Feuerwehr, des Deutschen 
Roten Kreuzes, des Johanniter-Hilfsdienstes 
und ähnlicher Einrichtungen gebührenpflichtig 
sind? 

18. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 

Picard daß Einrichtungen, die zur Aufrechterhaltung 

der öffentlichen Sicherheit und zur Erhaltung 
von Leben und Gesundheit der Bevölkerung 
notwendig sind, durch Gebühren nach dem Ge- 
setz über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 
1928 belastet werden? 

19. Abgeordneter War der Deutschen Bundespost bei der gleich- 

Folger zeitigen Ausgabe einer Serie von Sondermar- 

ken mit Zuschlag zugunsten der Olympiade 
und einer Serie „Schützt die Natur" mit glei- 
chen Werten ohne Zuschlag bewußt, daß da- 
durch automatisch die Olympia-Marken den 
Kürzeren ziehen mußten? 

20. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Zebisch die Grundgebühr von DM 5/Monat für Funk- 

sprechgeräte der Freiwilligen Feuerwehr, der 
Wasserwacht, Einrichtungen des Roten Kreu- 
zes und anderer gemeinnütziger Institutionen 
zu erlassen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


21. Abgeordnete Welche nennenswerten Maßnahmen hat die 

Frau Blohm Bundesregierung bisher für einen sinnvollen 

Einsatz der Ärzte für besondere Katastrophen- 
fälle getroffen? 

22. Abgeordnete Trifft es zu, daß die in der Bundesrepublik 

Frau Blohm Deutschland vorhandene Kapazität an Ärzten 

im Katastrophenfall bereits für drei verschie- 
dene Bereiche verplant ist, und zwar für die 
Versorgung der Zivilbevölkerung, für die Bim- 
deswehr sowie für die Einrichtungen des Zivil- 
schutzes, was gleichzeitig bedeutet, daß für 
jeden der vorgenannten drei Bereiche die Ab- 
sicht besteht, den Einsatz der vorhandenen 
Ärzte voll in Anspruch zu nehmen? 

23. Abgeordnete Ist die Bimdesregierung bereit, unter Einschal- 

Frau Blohm tung der ärztlichen Standesorganisation unbe- 

dingt das Notwendige zur Abstimmung des 
Bedarfs an Ärzten für die Versorgung der ge- 
samten Bevölkerung in Katastrophenfällen zu 
veranlassen? 

24. Abgeordnete Trifft die Presseinformation zu, daß 90Vo der 
Frau Mönikes Krankenanstalten im Bundesgebiet von Scha- 
ben befallen sind? 

25. Abgeordnete Trifft es weiter zu, daß die Schaben Träger 
Frau Mönikes von Krankheitserregern — insbesondere von 

Viruskrankheiten z. B. Kinderlähmung — dar- 
stellen? 

26. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung in bejahen- 
Frau Mönikes dem Falle zu tun, um Abhilfe zu schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


27. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesre- 

Sdimitt- gierung, daß zur Entlastung des Sammellagers 

Vockenhausen für ausländische Flüchtlinge in Zirndorf ein 

besonderes Auswandererlager für Auswande- 
rungsbewerber errichtet wird? 

28. Abgeordneter Trifft es zu, daß die zinslosen Darlehen zur 

Forsch Anschaffung eines Kraftfahrzeuges für Ver- 

sehrte nur bis zur 1700er Klasse gewährt wer- 
den? 

29. Abgeordneter Warum werden für technische Veränderungen 

Forsch an Versehrtenfahrzeugen nur 400 DM Zuschuß 

gewährt, obwohl der Einbau einer Automatik 
900 DM kostet? 
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30. Abgeordneter 
Forsch 


Können in Zukunft auch für Fuß- und Beinver- 
sehrte modische Schuhe bezuschußt werden? 


31. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Moersch die auch nach Meinung des Präsidenten des 

Deutschen Akademischen Austauschdienstes 
für ein sinnvolles Studium nicht ausreichende 
Höhe der USA-Stipendien, die dem Deutschen 
Akademischen Austauschdienst vom Bundes- 
ministerium des Innern zur Verfügung gestellt 
werden, in der Höhe wenigstens den vom Bun- 
desministerium für wissenschaftliche For- 
schung gewährten Stipendien angepaßt wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


32. Abgeordneter Entspricht es der Rechtslage, daß bei einer 
Dr, Schwörer Strafanzeige, die auf Grund eines Irrtums von 
Seiten eines Polizeibeamten zustandekommt, 
der Angezeigte seine Rechtsanwaltskosten 
auch dann zu bezahlen hat, wenn seine Un- 
schuld einwandfrei erwiesen ist? 


33. Abgeordneter Falls keine Rechtsgrundlage für die Erstattung 
Dr. Schwörer der Rechtsanwaltskosten von Seiten der staat- 
lichen Organe besteht, ist die Bundesregierung 
dann bereit, dafür zu sorgen, daß in Zukunft 
eine Gleichstellung der staatlichen Organe mit 
dem Bürger erfolgt? 


34. Abgeordneter Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
Kahn-Ackermann zu den auf der Gründungsversammlung des 
Deutschen Schriftstellerverbandes in Köln am 
8. Mai 1969 erhobenen Forderungen hinsicht- 
lich einer Novellierung des Urheberrechtsge- 
setzes, der Befreiung der Schriftsteller von der 
Umsatzsteuer und der gesetzlichen Festlegung 
einer Mindestbeteiligung des Autors am La- 
denverkauf eines von ihm veröffentlichten 
Werkes? 


35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Biediele Frage des Ersatzes des Schadens, den der Hel- 

fer durch seine Hilfeleistung bei Ungiücksfäl- 
len erfährt, ausreichend geregelt ist, nachdem 
er zu dieser Hilfeleistung gesetzlich verpflich- 
tet ist (vgl. Artikel in der Stuttgarter Zeitung 
Nr. 130 vom 10. Juni 1969 über „Für die Erste 
Hilfe zahlen?")? 


36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
Biechele die Initiative für eine einheitliche Regelung 

dieser Frage auf Bundesebene zu ergreifen? 


Drucksadie V/4430 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt 
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37. Abgeordneter Wieviel Verfahren sind durch die Tätigkeit 
Marx der „Zentralen Erfassungsstelle der Landes- 

(Kaiserslautern) Justizverwaltungen in Saizgitter" wegen Ver- 
dachts einer verbrecherischen Handlung an der 
Demarkationslinie zwischen beiden Teilen 
Deutschlands und an der Mauer in Berlin ein- 
geleitet worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


38. Abgeordneter Angesichts der Tatsache, daß für Entschädi- 

Hirsch gungsansprüche nach dem Bundesentschädi- 

gungsgesetz, die bis Ende 1969 noch nicht fest- 
gesetzt sind, Zinsverpflichtungen entstehen, 
frage ich die Bundesregierung, ob sie die 
Schaffung einer Rechtsgrundlage in Erwägung 
ziehen will, die es ermöglicht, Antragsteller 
bisher noch nicht erledigter und nicht offen- 
sichtlich unbegründeter Entschädigungsanträ- 
ge nach dem BEG vor die Wahl zu stellen, 
entweder unter Verzicht im übrigen sofort 
einen pauschalierten Kapital- oder Rentenbe- 
trag anzunehmen oder auf die reguläre Erle- 
digung ihrer Anträge zu warten? 

39. Abgeordneter Wie hoch wären die dadurch entstehenden 

Hirsch Mehrkosten an Entschädigungsleistungen ge- 

genüber einer vollständig regulären Abwick- 
lung aller noch nicht erledigten Entschädi- 
gungsanträge anzusetzen? 

40. Abgeordneter Mit welchem Betrag wären andererseits die 

Hirsch Einsparungen anzusetzen, die bei Verwaltun- 

gen und Gerichten durch einen solchen vor- 
zeitigen Abschluß der BEG-Feststellungsver- 
fahren und durch dementsprechend geringere 
Zinsbelastungen gemäß § 169 BEG möglich 
werden? 

41. Abgeordneter Wieviel Zolleinnahmen gingen der Bundes- 

Reichmann republik Deutschland seit Einführung der Zoll- 

union am 1. Juli 1968 dadurch verloren, weil 
Einfuhren aus Drittländern für die Bundesre- 
publik Deutschland — über andere EWG-Mit- 
gliedstaaten — erfolgt sind? 

42. Abgeordneter Werden diese verlorenen Zolleinnahmen der 

Reichmann Bundesrepublik Deutschland infolge der Maß- 

nahmen der Gemeinschaft, der Bundesrepublik 
Deutschland an den Zahlungsverpflichtungen 
an die Gemeinschaft angerechnet? 

43. Abgeordneter Wenn nicht, wie wird die Bundesregierung die 

Reichmann Berücksichtigung dieser erheblichen Ausfälle 

an Zolleinnahmen bei der Gemeinschaft erwir- 
ken? 
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44. Abgeordneter In welchem Umfange haben sich die seit Be- 
Fritsch ginn des Jahres 1968 bis heute erlassenen Ge- 

(Deggendorf) setze, insbesonders das Gesetz über Maßnah- 
men zur außenwirtschaftlichen Absicherung 
und das Gesetz über die Mitwirkung der Zoll- 
verwaltung bei der Erstattung der Visagebüh- 
ren im Berlin- Verkehr und im Interzonenreise- 
verkehr auf die Personalsituation der Bundes- 
zollverwaltung ausgewirkt? 

Trifft es zu, daß die durch EWG-Einfuhren 
besonders stark betroffenen Oberfinanzdirek- 
tionen Münster, Düsseldorf, Köln, Koblenz, 
Saarbrücken und Freiburg unter erheblichem 
Personalmangel leiden? 


46. Abgeordneter Wie hoch ist der Personalfehlbestand bei den 
Fritsch genannten Oberfinanzdirektionen? 

(Deggendorf) 


47. Abgeordneter Ist die Mitteilung des Verbandes öffentlicher 
Graaff Verkehrsbetriebe zutreffend, daß die kommu- 

nalen Nahverkehrsunternehmen infolge der 
Einführung der Mehrwertsteuer mit 80 Millio- 
nen DM jährlich mehr belastet sind als vor- 
her? 


Wann wird die seit 1964 laufende Überprüfung 
der Höhe der Kraftfahrzeug- und der Mineral- 
ölsteuer des öffentlichen Personennahverkehrs 
voraussichtlich zu einem Ergebnis führen? 


49. Abgeordneter Wer ist nach Ansicht der Bundesregierung zu- 
Graaff ständig für die Entschädigung der Personen- 

nah verkehrsunternehmen in Bezug auf ihre 
gemeinwirtschaftlichen Leistungen? 


50. Abgeordneter Hält es die Bundesregierimg für notwendig, 
Zoglmann daß Truppen eines befreundeten NATO-Part- 

ners derartige Manöverschäden auf landwirt- 
schaftlich genutztem Grund und Boden verur- 
sachen, wie sie jüngst im Amt Windheim zu 
Lahde vorgekommen sind, obwohl sich in un- 
mittelbarer Nähe ein Truppenübungsplatz der 
Bundeswehr befindet? 


51. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Zoglmann rung, um darauf hinzuwirken, daß in Zukunft 

solche Schäden verhindert werden können? 


52. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
Zoglmann daß Manöver in der Hauptwachstumszeit ab- 

gehalten werden anstatt im Herbst? 


48. Abgeordneter 
Graaff 


45. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

53. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei aus konjunktu- 

Weigl rellen Gründen notwendig werdenden Restrik- 

tionen auf dem Baumarkt jene Infrastruktur- 
maßnahmen ausnehmen, die die Vorausset- 
zung für die Strukturverbesserung wirtschaft- 
lich schwacher Gebiete bedeuten, z. B. den 
Ausbau der Schnellstraße B 15 neu? 

54. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Meinecke die Einrichtung privater kommerzieller Kabel- 

visions-Systeme, wie sie zur Zeit auf dem 
Rennplatz München-Riem eingerichtet und in 
Gelsenkirchen geplant sind, die Wettbewerbs- 
beziehungen erneut verzerren und zu Lasten 
der Werbung in den Tageszeitungen, beson- 
ders den Lokalzeitungen, gehen muß? 

55. Abgeordneter Wenn ja: sieht die Bundesregierung Möglich- 

Dr. Meinecke keiten, Maßnahmen dagegen zu ergreifen? 

56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Frage der Dis- 

Mertes kontsatzerhöhung durch die Deutsche Bundes- 

bank der Meinung des Bundesfinanzministers, 
der diese Maßnahme in Anbetracht des star- 
ken Zinsgefälles zum Ausland als der Lage 
angemessen bezeichnet hat, oder teilt sie die 
Ansicht des Staatssekretärs im Bundeswirt- 
schaftsministerium, der in der Diskontsatz- 
erhöhung die Gefahr sieht, aus dem wirtschaft- 
lichen Gleichgewicht zu kommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

57. Abgeordneter Welche Begründung hat die Bundesregierung 

Richarts dafür, daß Rindfleischeinfuhren aus Argenti- 

nien, Brasilien und Uruguay in die Bundes- 
republik Deutschland pro Tonne bis 140 ^ teu- 
rer sind als der Export der gleichen Waren in 
andere EWG-Länder? 

58. Abgeordneter Stimmen die Behauptungen, daß Fleischpar- 

Richarts tien, die von anderen EWG-Ländern aus den 

genannten Staaten zu dem erheblich billigeren 
Preis eingekauft und von diesen in die Bundes- 
republik Deutschland eingeführt werden, ob- 
wohl diese von Schlachthöfen aus Ubersee 
stammen, die den veterinärpolizeilichen Vor- 
schriften der Bundesrepublik Deutschland nicht 
entsprechen? 

59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diese Vor- 

Richarts gänge zu überprüfen und Maßnahmen zu er- 

greifen, die diese groben Wettbewerbsver- 
zerrungen beseitigen? 
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60. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Frau Griesinger den dringend erforderlichen Ausbau der Bun- 
desforschungsanstalt für Hauswirtschaft zum 
Zwecke der Bundesforschung zu fördern? 

61. Abgeordneter Wo liegt nach den Vorstellungen der Bundes- 

Logemann regierung die durchschnittliche Größe land- 

wirtschaftlicher Betriebe, die nach dem neuen 
Investitionsprogramm des Bundesernährungs- 
ministers als „Eingangsschwelle" zum ent- 
wicklungsfähigen Betrieb unterstellt wird? 

62. Abgeordneter Wie hoch muß das Mindesteinkommen eines 

Logemann entwicklungsfähigen Betriebes sein und mit 

welchen Tierbestandsgrößen kann es in land- 
wirtschaftlichen Veredelungsbetrieben erreicht 
werden? 

63. Abgeordneter Wie hoch beziffert die Bundesregierung die 

Logemann Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe, die 

nach ihrem Investitionsprogramm nicht mehr 
als entwicklungsfähig angesehen werden kön- 
nen und denen deshalb berufliche und soziale 
Alternativen angeboten werden müßten? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

64. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß § 551 

Kohlberger Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung den 

Trägern der Unfallversicherung die Verpflich- 
tung auferlegt, in jedem Einzelfall zu prüfen, 
ob eine berufsbedingte Krankheit zu entschä- 
digen ist, auch wenn sie nicht in der Liste der 
Berufskrankheitenverordnung bezeichnet ist 
oder die dort bestimmten Voraussetzungen 
nicht vorliegen? 

65. Abgeordneter Bei Bejahung der Frage 64: was hat die Bun- 

Kohlberger desregierung bisher unternommen, um zu 

gewährleisten, daß die Versicherungsträger 
die Bestimmungen des § 551 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung als Pflichtaufgabe an- 
sehen? 

66. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 

Kohlberger Praxis seitens der Versicherungsträger die 

pflichtgemäße Überprüfung gemeldeter berufs- 
bedingter Krankheiten gemäß § 551 Abs. 2 
der Reichsversicherungsordnung häufig unter- 
bleibt, so daß die Versicherten ein ihnen ge- 
setzlich zustehendes Recht erst auf dem Wege 
der Klage beim Sozialgericht erzwingen müs- 
sen und hier nur Recht erhalten, wenn sie 
sich eines sachkundigen Rats bedienen? 

Um welchen Betrag würde sich das von der 
Bundesregierung für das Jahr 1985 errechnete 
Defizit in der Arbeiterrentenversicherung von 
27 939 Milliarden DM erhöhen, wenn im Jahre 
1972 der Gesetzgeber eine Herabsetzung des 
Rentenalters auf 62 oder 60 Jahre beschließen 
sollte? 


67. Abgeordneter 

Weigl 
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68. Abgeordneter 

Lampersbach 


69. Abgeordneter 

Lampersbach 

70. Abgeordneter 

Lampersbach 


Geschäftsbereich 

71. Abgeordneter 

Dr, Schmidt 
(Offenbach) 

72. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Offenbach) 

73. Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 

74. Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 


75. Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 


76. Abgeordneter 

Marx 

(Kaiserslautern) 

77. Abgeordneter 

Berkhan 


78. Abgeordneter 

Berkhan 

79. Abgeordneter 

Jung 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ver- 
schiedene Verbrauchermärkte außerhalb der 
gesetzlichen Ladenschlußzeiten Verkäufe an 
Endverbraucher tätigen? 

Sieht die Bundesregierung in diesen Praktiken 
der Verbrauchermärkte einen Mißbrauch ihrer 
Wettbewerbssituation? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um diese Mißstände unver- 
züglich und nachhaltig zu beseitigen? 


des Bundesministers der Verteidigung 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei An- 
erkennungsverfahren von Kriegsdienstverwei- 
gerern lange, zum Teil nicht zumutbare Warte- 
zeiten bestehen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
im Rahmen der gegebenen Gesetzeslage eine 
Beschleunigung dieser Verfahren zu erreichen? 

Trifft es zu, daß eine wesentliche Erweiterung 
des Truppenübungsplatzes Schwarzenborn im 
Knüllgebiet beabsichtigt ist? 

Ist es der Bundesregierung bekannt, daß sei- 
tens der hessischen Landesregierung und der 
kommunalen Behörden des Knüllgebietes ein 
Knüllentwicklungsplan geschaffen wurde, in 
dessen Rahmen bereits erhebliche finanzielle 
Investitionen zum Ausbau des Knülls als 
Fremdenverkehrsgebiet vorgenommen wur- 
den? 

Ist es der Bundesregierung bekannt, daß bei 
dem dünnen industriellen Besatz des Knüll- 
gebietes der Fremdenverkehr eine entschei- 
dende Grundlage der Existenz- und Lebens- 
sicherung der dortigen Bevölkerung darstellt? 

Wieviel gemeinsame Kommandostabsübungen 
oder Manöver sind seit 1964 von der Sowjet- 
armee und der NVA durchgeführt worden? 

Ist Vorsorge getroffen, daß die Ausbildung 
bei der Bundeswehr für Pioniere (Minen- und 
Sprengausbildung) vom Dienstgrad Feldwebel 
aufwärts so gestaltet ist, daß sie dem Gesetz 
über explosionsgefährliche Stoffe (Sprengstoff- 
gesetz), hier insbesondere §§ 6 und 8 ent- 
spricht? 

Falls die Frage 77 verneint wird: was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um diesen 
Gleichklang herzustellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Erlaß von 
FüH IV/3, wonach die bisher gute Zusammen- 
arbeit zwischen zivilen und militärischen Flug- 
sportgruppen zum Nachteil der Bundeswehr 
unterbunden wird, umgehend wieder aufzuhe- 
ben? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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80. Abgeordneter Ist der gemeinsame Antrag der Teilstreitkräf- 

Jung te Luftwaffe und Heer zur Regelung der Flug- 

zulage von Propeller- und Hubschrauberpi- 
loten, der Mitte Januar 1969 gestellt wurde, 
erst Ende Mai durch FüS an die Abteilung 
VR weitergeleitet worden, um eine Regelung 
dieser wichtigen Frage in dieser Legislatur- 
periode unmöglich zu machen? 

81. Abgeordneter Hat die Bundesregierung geprüft, ob eine ei- 

Jung gene Laufbahnregelung für Propeller- und 

Hubschrauberpiloten — ähnlich der Strahl- 
flugzeugführerlaufbahn, jedoch mit längeren 
Dienstzeiten — geeignet wäre, dem in ab- 
sehbarer Zeit eintretenden Mangel an quali- 
fizierten Flugzeugführern — besonders beim 
Heer — wirksam zu begegnen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

82. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
Kahn- Ackermann gierung im Haushaltsjahr 1970 zu ergreifen, 

um die durch die unzureichende Mittelzuwei- 
sung im Rahmen der mittelfristigen Finanz- 
planung notwendig gewordenen Einschränkun- 
gen der kulturpolitischen Aktivität der Bun- 
desrepublik Deutschland im Ausland zu kom- 
pensieren? 

83. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
Kahn-Ackermann daß bei der Höhe des für 1970 vorgesehenen 

Wirtschaftsplanes der Kulturabteilung des 
Auswärtigen Amtes bisher gegenüber 1967 
eine Kürzung der operativen Mittel um mehr 
als 30Vo eintreten wird? 

84. Abgeordnete Trifft es zu, daß das Auswärtige Amt in den 
Frau Griesinger letzten Jahren weniger Frauen im höheren und 

gehobenen Dienst eingestellt hat als es der 
Qualifikation der Bewerberinnen nach den 
Prüfungsergebnissen entsprochen hätte? 

85. Abgeordnete Trifft es zu, daß das Auswärtige Amt seinen 
Frau Griesinger Beamtinnen, sofern sie heiraten, nahelegt, den 

Dienst zu quittieren? 

86. Abgeordneter Was tut die Bundesregierung, um insbeson- 

Rollmann dere in den arabischen Ländern der gegen die 

Bundesrepublik Deutschland gerichteten Pro- 
paganda von „Radio Berlin InternationaP' ent- 
gegenzuwirken? 

87. Abgeordneter Kann die Bundesregierung folgenden Auszug 

Weigl aus dem DGB-Geschäftsbericht für das 2. Halb- 

jahr 1965 bis 1968 näher erläutern: „Aufbau- 
end auf die zwischen dem Vorsitzenden des 
DGB und dem Bundesminister des Auswärti- 
gen in der Frage der den Deutschen Botschaf- 
ten attachierten Sozialreferenten getroffenen 
Vereinbarungen war es möglich, eine Reihe 
von Neu- bzw. Umbesetzungen von Sozialre- 
ferentenstellen mit qualifizierten Gewerk- 
schaftskollegen vorzunehmen.''? 
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88. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Dr. Czaja regierung auf den Appell des Konsultativaus- 

schusses des Europarats hin zu ergreifen, der 
die Regierungen aller ihm angeschlossenen 
Staaten unter Hinweis auf die allgemeine Ver- 
antwortung, die man nicht nur auf die afrika- 
nischen Staaten beschränken könne, aufgefor- 
dert hat, ihren Einfluß dahin gehend zu ver- 
stärken, daß im Nigeria-Biafrakonflikt die 
Einstellung des Feuers erzielt und über das 
ganze Gebiet ein strenges Waffenembargo 
verhängt werde? 

89. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 

Dr. Czaja daß die lange Dauer des Konfliktes zwischen 

Nigeria und Biafra, die Unmöglichkeit, den 
Konflikt militärisch zu entscheiden und eine 
gewisse Annäherung in den Standpunkten der 
kämpfenden Parteien zur Frage einer Feuer- 
einstellung es jetzt sinnvoll erscheinen lassen, 
in Zusammenarbeit zwischen den afrikanischen 
und europäischen Staaten sich verstärkt um 
eine Feuereinstellung auf diplomatischem We- 
ge zu bemühen, bei der die Sicherheit der bei- 
den Parteien, das Einfrieren der Fronten und 
der Beginn von Friedensverhandlungen ge- 
sichert ist? 

90. Abgeordneter Ist die Bundesregierung geneigt, zur Errei- 

Dr. Czaja chung dieser Ziele insbesondere auch mit der 

Regierung Großbritanniens in intensivere 
Konsultationen einzutreten? 

91. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, unter Bezug 
Frau Holzmeister auf meine Frage Nr. 123 — Drucksache 

V/4020 — der 224. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages vom 26. März 1969, den Wortlaut 
jener Vereinbarungen bekanntzugeben, die 
zwischen dem Bundesminister des Auswärti- 
gen und dem DGB- Vorstand getroffen wurden, 
gemäß den Neu- und Umbesetzungen von Po- 
sitionen der den Deutschen Botschaften atta- 
chierten Sozialreferenten mit DGB-Mitgliedem 
, vorzunehmen sind, wie dies aus dem Ge- 
schäftsbericht des Bundesvorstandes des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes, 2. Halbjahr 1965 
bis 1968, Seite 37, hervorgeht? 

92. Abgeordnete Welche Vorbildungs- und sonstigen Qualifika- 
Frau Holzmeister tionsmerkmale werden an die von der Aus- 
ländsabteilung des DGB vorgeschlagenen Be- 
werber um diese Positionen gestellt, und in- 
wieweit sind diese Merkmale vergleichbar mit 
der Ausbildung des üblichen Auswärtigen 
Dienstes? 

93. Abgeordnete Welche entsprechenden Vereinbarungen be- 
Frau Flolzmeister stehen zwischen der Bundesregierung und an- 
deren Gruppen und Verbänden unserer Gesell- 
schaft? 

Bonn, den 20. Juni 1969 
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